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SACHSENANHALT

LANDESVERWALTUNGSAMT
Landesverwattungsamt Postfach 20 02 55 06003 Halle (Saale)[

An alle Landkreise und
Kreisfreien Städte

Personaiwirtschaft; Beauftragung von Rechtsanwälten
Meine RundVerfügungen vorn 30. Mai 2013 und 13. September 2013
Rundverfügung 712017

Mit den o g. RundVerfügungen sind unter Hinweis auf die Vorschriften der
GO LSA zur Notwendigkeit bestimmter Fachkräfte, dem Haushaltsgrundsatz
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Verwaltung und der auch hier be
stehenden Beratungsfunktion der Kommunalaufsicht Vorgaben zur Bestellung
von Rechtsanwälten ergangen.

Da die betreffenden Vorschriften mit dem Inkrafttreten des KVG LSA ohne in-
haltliche Änderung durch die § 75, 98 Abs. 2 und 143 Abs. 1 KVG LSA über-
nommen wurden, weist das Ministerium für Inneres und Sport des Landes
Sachsen-Anhalt ausdrücklich darauf hin, dass auch die o. g. Rundverfügungen
Weiterhin Bestand haben.

Ich bitte die Landkreise, in geeigneter Weise die Gemeinden zu informieren
und die Einhaltung dieser Vorgaben im Rahmen der Kommunalaufsicht sicher-
zustIIen.
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Das Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt bittet,
folgendes zu beachten:

Es ist vermehrt festzustellen, dass in der Vergangenheit Gemeinden mehr-
fach Rechtsanwälte nicht nur zur Durchführung von Rechtsstreitigkeiten,
sondern auch zur allgemeinen Aufgabenwahrnehmung herangezogen ha-
ben.

So sind beispielsweise Aufträge zur Erstellung von Gutachten zu allgemei
nen kommunalverfassungsrechtlichen Fragestellungen ohne unmittelbaren
Bezug zu gerichtlichen Streitverfahren ausgelöst worden. Auch wurden
Rechtsberatungsverträge ohne konkreten Anlass abgeschlossen.

Grundsätzlich hat die Gemeinde im Rahmen der Organisationshoheit als Teil
der kommunalen Selbstverwaltung die Freiheit der Entscheidung, ob sie eine
Aufgabe selbst durchführt oder sich Dritter bedient. Allerdings wird die Orga-
nisationshoheit selbst durch staatliche Regelungen inhaltlich ausgeformt und
mit Grenzen versehen. Als Ausformung der Organisations- und Personalho
heit hat der Gesetzgeber in § 72 GO LSA bestimmt, dass die Gemeinde ver
pflichtet ist, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen geeigneten Beam
ten und Arbeitnehmer einzustellen. Kreisfreie Städte und Gemeinden mit
mehr als 25 000 Einwohnern müssen darüber hinaus mindestens einen Ge
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meindebeamten mit der Befähigung für den höheren Verwaltungsdienst (jetzt: allgemeiner Verwat

turigsdienst Laufbahngruppe 2 —zweites Einstiegsamt-) oder das Richteramt haben, wenn nicht

der Oberbürgermeister oder ein Beigeordneter diese Befähigung besitzt.

Die Gemeinde ist daher verpflichtet, hinreichend qualifiziertes Personal zu beschäftigen, damit sie

ihre eigenen und die ihr übertragenen Aufgaben im Interesse der Einwohner kompetent und sach

gerecht erledigen kann.

Aufgrund der MaBgabe des § 72 Abs. 2 Nr. 1 GO LSA ist insbesondere bei Kreisfreien Städten

und Gemeinden mit mehr als 25 000 Einwohnern anzunehmen, dass sie über den notwendigen

juristischen Sachverstand verfügen, um die gemeindlichen Kernaufgaben zu erfüllen. Auch bei

den Gemeinden, die lediglich über Bedienstete der Laufbahngruppe 2 —erstes Einstiegsamt- ver

fügen, ist festzuhalten, dass durch den Erwerb der insoweit erforderlichen Laufbahnbefähigung

juristische Kernkompetenzen bei den entsprechenden Bediensteten nachgewiesen sind und daher

auch hier im Regelfall hinreichender Sachverstand vorhanden ist. Aufgrund dieser gesetzlichen

Vorgabe zur Notwendigkeit bestimmter Fachkräfte ist davon auszugehen, dass die Gemeinde

angesichts der Sach- und Fachkunde ihrer Bediensteten eines weiteren außergemeindlichen juris

tischen Beistandes im Regelfall nicht bedarf. Insofern findet die Befugnis der Gemeinde sich Drit

ter zu bedienen ihre gesetzliche Begrenzung.

Demnach sind im Regelfall die der Gemeinde obliegenden Aufgaben durch die von der Gemeinde

beschäftigten Bediensteten zu erledigen. Es ist insbesondere nicht vertretbar, dass Gemeinden

für die Erfüllung ihrer Aufgaben Verträge mit Rechtsanwaltskanzleien zur Erledigung ihrer laufen-

den Verwaltungsgeschäfte abschließen.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch, dass den Kommunalaufsichtsbehörden gem.

§ 1 33 Abs. 1 GO LSA eine Beratungsfunktion gegenüber den Gemeinden zukommt. Sofern eine

Gemeinde sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben mit ihrem vorhandenen Personal aufgrund der Kom

plexität einer rechtlichen Fragestellung nicht in ausreichendem Maße in der Lage sieht, ist zu

empfehlen, dass sie vor der Beauftragung einer Anwaltskanzlei zunächst um ergänzende Unter-

stützung der Kommunalaufsichtsbehörde nachsucht.

Eine Beauftragung von Rechtsanwälten außerhalb der gerichtlichen Vertretung der Gemeinde ist

demgemäß nur in Ausnahmefällen zulässig und entsprechend zu begründen. Erforderlich ist, dass

die Gemeinde — trotz Einhaltung der Maßgaben des § 72 GO LSA — für eine im konkreten Einzel-

fall erforderliche Aufgabe nicht über das zu ihrer Erledigung notwendige Personal verfügt.
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Ich bitte die Landkreise, die Gemeinden in geeigneter Weise zu informieren und die Einhaltung

dieser Vorgaben im Rahmen der Kommunalaufsicht sicherzustellen,

Im Auftrag



4

SACHSEN-ANHALT

Lnaeseawwes*ur

An alle Landkreise und
Kreisfreien Städte

Rsa d
Konwnwiabwraft

und Finanzen

Halle4mSeØember2Ol3

Beauftragung von Rechtsanwälten

Bezug: Rundvertügung 17113 vom 30. MaI 2013

Das Ministerium fO Innern und Spoit bittet ausgegebenem Anlass zura. g.
Rundveilügung umfolgende Klamteflungen:

Die Rundverfügung beschränkt die Besuftragurig von Rechtsanwälten *ht
auf die Durchführunggedahtllcher Verfahren und auf Kommunawerfassurigs
streWgkelten, Sie Ist hn Rahmen des kommunalaufsichtlichen Bemtungsaqf
fraäes gern. § 133 Abs, 1 00 ISA ergangen, um ein zweckmäßiges und

%. .

rechbiiäWges VerwalWngshanddn der Kommunen zu sichern und sieht kei
1: ne gnindsawiciien Beschränkungen kommunaler Entscheidungsbefugnisse

VQt

Im Rahmen der KommunalaulWcMr vemieM festzustellen, dass die Or
gans Rat bzw Bürgermeister eine Beauftragung vai Rechtsanwälten gerade

. auch zur allgemeinen Aufgabenwahmehmung vorgenomrneii haben, ohne
dass insbesondere eine fundierte Befassung der Kommunalverwaltung mit
derAngelegenheit aldenkun4 war.

Ihr Z&chen:
ainen: 206S1-10005.
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Der Rwxlvalügung stellt demgemäß vorrangig Wai dass die Kommune
gern. § 72 GO ISA, § 61 LKO LSA grundsätzlich verpflichtet Ist, das zur Er-
füllung ihrer Aufgaben errorderllche Personal vorzuhabn und einzusetzen.
Insbesondere unter Berackslchttgung des allgemeinen Haushaltagrundsatzes
•der Wkbchaftftd*eft und Sparsamkeit gen. § 90 Abs. 2 GO ISA folgt aus
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dieser gesetzlichen Verpflichtung, dass zunächst der Sachverstand der eigenen Fachkräfte der
Kommune in Anspruch zu nehmen ist.

Als Ausfluss des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hat die Kommune vor
Durchführung einer Maßnahme grundsätzlich ihre Erfordertichkeit zu prüfen. Dementsprechend ist
die Notwendigkeit der Beauftragung einer Rechtsanwaltskanzlei durch die Kommune nachvoll
ziehbar zu prüfen (vgL VG Sigmaringen, Urteil vom 12. 12. 1997, Az.: 4 K 306/96, NVwZ-RR
1999, S. 182, 186; Kiang/Gundlach/Kirchmer, GO LSA, § 90 Rn. 4, 5).

Bei Berücksichtigung dieser gesetzlichen Vorgaben kann eine Konimune sich insbesondere an-
waltlicher Beratung bedienen, wenn die von der Kommune zu erfüllenden Aufgaben rechtliche
Fragestellungen aufwerfen, die mit dem. eigenen Personal nicht hinreichend rechtssicher bearbei
tet werden können. Dieses Erfordernis kann z. B. gegeben sein, wenn sich Vertragspartner einer

Kommune ebenfalls üblicherweise juristischer Beratung bedienen und die Kommunalverwaitung
über keine entsprechende juristische Fachkraft verfügt.

Die Landkreise bitte ich, die Gemeinden entsprechend zu unterrichten.
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